
Das Betriebssystem erhält fort-
an keine Sicherheits-Updates 
mehr und kann daher von Schad-
software und Virenprogrammen 
attackiert werden. Diese Sicher-
heitslücke schließt die Behörde, 
indem sie ein von Microsoft an-
gebotenes kostenpflichtiges Pro-
gramm nutzt – das sogenannte 
„Extended Security Update“. Die 
jährlichen Kosten hierfür belau-
fen sich nach Medienberichten 
auf rund 800.000 Euro.
Auch in zahlreichen Landes-

verwaltungen, Ämtern, Städten 
und Gemeinden kommt noch 
Windows 7 zum Einsatz. Der 
teure Support sorgt beim Bund 
der Steuerzahler naturgemäß 
für Kritik. Verbandspräsident 
Reiner Holznagel äußerte sich 
zum Thema Windows 7 kürzlich 
gegenüber dem Handelsblatt und 
nannte die Konsolidierung der 
Bundes-IT in diesem Zusam-
menhang „desaströs“. 

Fünf Wege auf Windows 10 
umzustellen 

Laut Bundesinnenministerium 
sind deutsche Behörden und 
Ressorts für eine „zeitgerech-
te“ Umstellung auf Windows 
10 selbst verantwortlich. Der 
Steuerzahlerbund fordert des-
halb eine ressortübergreifende 
Abstimmung der IT. Solange 
diese jedoch nicht gegeben ist 
– und das wird noch auf Jahre 
der Fall bleiben –, haben es die 
IT-Verantwortlichen selbst in der 
Hand, Steuergelder einzusparen. 
Björn Orth, Software-Experte 

und Gründer der auf neue und 
gebrauchte Software speziali-

sierten Vendosoft GmbH sieht 
für einen schnellen und kos-
tengünstigen Umstieg auf Mi-
crosoft Windows 10 derzeit fünf 
Möglichkeiten:
•	 Microsoft 365 Business (ent-

hält Windows 10) 
•	 Microsoft Windows 10 Profes-

sional OEM
•	 Microsoft Windows 10 Enter-

prise Upgrade LTSC 2019 ge-
braucht

•	 Microsoft Windows 10 Enter-
prise Upgrade LTSB 2016 ge-
braucht

•	 Microsoft Windows 10 Enter-
prise Upgrade LTSB 2015 ge-
braucht

Städte und Gemeinden spa-
ren IT-Kosten

Gerade gebrauchte Software ist 
ein probates Mittel, IT-Kosten im 
großen Stil einzusparen. Allein 
die Vendosoft GmbH beliefert 
europaweit etwa 4.500 Unter-
nehmen und über 200 Ämter 
und Behörden in Deutschland 

mit gebrauchten Lizenzen von 
Microsoft und Adobe. “Das Ein-
sparpotenzial liegt zwischen 40 
und 70 Prozent”, erklärt Björn 
Orth. “Eine Office 2019 Lizenz 
aus zweiter Hand beispielsweise 
erhalten Sie bei uns für 218 Euro 
netto. Die Windows 10 Enterprise 
LTSB ab 48 Euro.” Es lohnt sich 
also, den Gebrauchtsoftware-
Händler bei öffentlichen Aus-
schreibungen einzubeziehen!  
Für die massive Umstellung von 

Unternehmen und öffentlichen 
Verwaltungen auf Windows 10 
ist der Reseller gerüstet. “Wir 
haben mehrere Tausend Win-
dows 10 Lizenzen auf Lager”, 
so Orth, “und freuen uns, un-
sere Behörden kostengünstig, 
zukunftsorientiert und sicher 
zu lizenzieren!” 
Mehr über neue, gebrauchte 

und cloud-basierte Software un-
ter www.vendosoft.de.

*Angelika Mühleck leitet Mar-
keting & Kommunikation bei 
Vendosoft.
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Nach der Abnahme des Ge-
samtsystems im Dezember 

2018 standen sowohl die Soft-
warelösung als auch die zur Ein-
führung erforderlichen Konzepte 
für die Bundesverwaltung bereit. 
Diese wurden in den ausgewähl-
ten Pilotbehörden auf ihre Pra-
xistauglichkeit geprüft. Das BMI 
koordinierte die Pilotierung der 
E-Akte Bund in enger Zusam-
menarbeit mit dem ITZBund, das 
als der IT-Dienstleister für die 
Bundesverwaltung für die Um-
setzung auf Basis eines zentralen 
Betriebs verantwortlich ist. Die 
Vorbereitungen der Pilotierung 
erfolgten in Abstimmung mit wei-
teren Maßnahmen der Dienste-
konsolidierung (u.a. Bundescli-
ent, Bundescloud, E-Rechnung, 
Formular Management Server 
und Digitales Zwischenarchiv 
des Bundes), sodass auch zent-
rale Herausforderungen, wie die 
Nutzung von Single Sign-on und 
Standard-Schnittstellen weit-
gehend gelöst werden konnten. 
Ebenso wurden erste Migrationen 
von Schriftgut aus Alt-E-Akte-
Systemen durchgeführt.

Das Jahr der Piloten 

Im BfJ fiel der Startschuss für 
den ersten produktiven Einsatz 
der E-Akte Bund. Die Behörde 
pilotierte prozessorientiert die 
IT-Beschaffungsvorgänge des 
Hauses, die seitdem ausschließ-
lich elektronisch geführt werden. 
Darüber hinaus bringt sich das 
BfJ in die Weiterentwicklung der 
E-Akte Bund ein, insbesondere 
beim Thema Integrationsmus-
ter zur Anbindung des Digita-
len Zwischenarchivs des Bundes 
und des Formular Management 
Servers. Dem BfJ folgte im März 
2019 das BMF mit seiner Pilotie-
rung der Anwendung. Die erste 
Pilotierungsphase umfasste hier 
organisationsbezogen über 100 
Anwenderinnen und Anwendern. 
Seit September 2019 betreibt 

auch die BpB die E-Akte Bund 

produktiv. Die Pilotierung star-
tete in mehreren Bereichen an 
den Standorten Bonn und Berlin. 
Die Zeit zwischen dem Beginn 
der Pilotierung im BMF und 
der BpB wurde von der Maß-
nahme genutzt, die gemachten 
Erfahrungen in Konzepte und 
Testabläufe einzubringen sowie 
eine spezifische Konfiguration 
gemäß der Behördencharakte-
ristik zu erstellen. Ziel ist, von 
Beginn an eine hohe Akzeptanz 
bei Anwenderinnen und Anwen-
dern zu erreichen. Im November 
2019 pilotierte schließlich das 
StBA die E-Akte Bund, ebenso 
prozessbezogen wie das BfJ. Das 
BMJV startete seine Pilotierung 
im Dezember 2019. Alle Pilotbe-
hörden hielten ihre Erfahrungen 
vor, während und nach der Pi-
lotierungsphase in einem Er-
fahrungsbericht fest, welche die 
Grundlage für eine Evaluierung 
und die letztendliche Entschei-
dung für einen bundesweiten 
Rollout bildeten.
Darüber hinaus gab es große 

Fortschritte im BVA und ITZ-
Bund. Das BVA startete im Ap-
ril 2019 mit der produktiven 
Nutzung und führt die E-Akte 
Bund seitdem mit einem straffen 
Zeitplan behördenweit ein. Im 
ITZBund erfolgte die Produk-
tivsetzung der E-Akte Bund für 
mehr als 3.000 Anwenderinnen 
und Anwender flächendeckend 
im Sinne einer “Big-Bang-Ein-
führung” im November 2019. 
Ergänzend zu den vorgesehe-
nen Pilotprojekten wurde die E-
Akte Bund auch im Auswärtigen 

Amt als dezentrale Installation 
in Betrieb genommen und eine 
vollständige Einführung im eu-
ropäischen Raum gestartet. 
Parallel dazu wurde im BVA ein 

zentrales, behördenübergreifen-
des Anforderungsmanagement 
zur Weiterentwicklung der E-Akte 
Bund und die Prüfinstanz für die 
Überprüfung des Vorbereitungs-
grades der künftigen Nutzerbe-
hörden eingerichtet. 
Begleitend zur Pilotierung initi-

ierte die Maßnahme E-Akte Bund 
eine proaktive Kommunikation 

nach innen und 
außen. Um die 
Erfahrungen der 
Pilotbehörden und 
die Ergebnisse der 
Projektarbeit best-
möglich nutzen zu 
können, stehen 
neben generellen 
In format ionen 
rund um die E-
Akte Bund auch 
viele Unterstüt-
zungsdokumente 
im neuen Social 
Intranet des Bun-
des (SIB) zur Ver-
fügung. Seit Be-
ginn des zweiten 
Halbjahres 2019 
werden dort auch 
regelmäßig An-
wendungsfälle in 
Videoform bereit-
gestellt, um An-
wenderinnen und 
Anwendern ganz 
praktisch die E-
Akte Bund näher 

zu bringen. Aktuelle Nachrich-
ten aus der Maßnahme werden 
über den periodischen E-Akte 
Bund Newsflash kommuniziert. 
Meilensteine des Jahres werden 
in Medienartikeln zusammenge-
fasst und in Fachzeitschriften 
veröffentlicht.

Präsent war die Maßnahme 
auch bei allen relevanten Ver-
anstaltungen des Jahres rund 
um das Thema E-Akte: Das Pro-
jektteam führte die Anwendung 
live vor, hielt Vorträge zum je-
weils aktuellen Sachstand und 
beantwortete Fragen zum Projekt. 
Darüber hinaus veranstalte-

te die Maßnahme E-Akte Bund 
im September 2019 bereits zum 
zweiten Mal einen eigenen Info-
tag. Auf diesem erhielten rund 
250 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter aus den Bundesbehörden 
Informationen zu den zahlreichen 
Entwicklungen im Projekt und 
konnten an Präsentationsstän-
den der Pilotbehörden und der 
weiteren Mitglieder des Kern-
teams der Maßnahme direkt mit 
diesen ins Gespräch kommen. 
So hatten alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des Infotags 
die Möglichkeit, sich interaktiv 
über die E-Akte Bund und die 
dazugehörigen Einführungspro-
zesse auszutauschen. Auf einem 
Projektmarkt konnten die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
zusätzlich die Anwendung selbst 
testen und sich über die Produk-
tion von Informationsmaterialien 
und Marketingprodukten zur E-
Akte Bund für das Veränderungs-
management im eigenen Haus 
informieren.

Start der flächendeckenden 
Einführung
Mit positivem Abschluss der 

Pilotierung und Evaluierung 
sind alle Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche, standardisierte 
Einführung der E-Akte Bund in 
der unmittelbaren Bundesver-
waltung geschaffen. 2020 startet 
das BMI mit dem eigenen Einfüh-
rungsprojekt. Daneben werden 
auch das Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL), das Bundeskanzleramt 
(BKAmt), die Zentrale Stelle für 
Informationstechnik im Sicher-
heitsbereich (ZITiS), das Bun-
desamt für Naturschutz (BfN), 
das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung (BPA), das 
Bundeskartellamt (BKartA), das 
Bundesaufsichtsamt für Flug-
sicherung (BAF), die Behörde 
der Beauftragten der Bundes-
regierung für Kultur und Me-
dien (BKM), die Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk (THW), 
die Bundesstelle für Flugunfall-
untersuchung (BFU), die Behörde 
des Generalbundesanwalts beim 
Bundesgerichtshof (GBA) und 
das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) 
mit dem flächendeckenden Roll-
out starten.
Auch im Jahr 2020 soll weiter 

besonderer Wert auf eine en-
ge Abstimmung zwischen der 
Maßnahme E-Akte Bund und 
den Behörden, die sich vor oder 
in der Einführung befinden, er-
folgen. Ferner hat das Kernteam 
der E-Akte Bund einen guten 
Vorsatz für das neue Jahr: “Der 
bundesweite Rollout der E-Akte 
Bund soll das erfolgreiche Pilo-
tierungsjahr fortführen und der 
nächste große Schritt für die Digi-
talisierung der Verwaltung sein.”

Rollout der E-Akte Bund startet
Umsetzung und Praxistests in den Pilotbehörden erfolgreich abgeschlossen

(BS/ Klaus Werth/ Manuel Galadí Enríquez/ Matthias Wodniok) Im zurückliegenden Jahr pilotierten das Bundesamt für Justiz (BfJ), das Bundesminis-
terium der Finanzen (BMF), die Bundeszentrale für politische Bildung (BpB), das Statistische Bundesamt (StBA), das Bundesministerium für Justiz 
und Verbraucherschutz (BMJV) und das Bundesarchiv (BArch) erfolgreich die E-Akte Bund. Ferner erfolgte eine Teststellung mit anschließendem 
Rollout im Bundesverwaltungsamt (BVA) und im Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund). In diesem Jahr startet nun der bundesweite Rollout 
der E-Akte Bund. 

Björn Orth ist Geschäftsführer der Vendosoft GmbH. � Foto: BS/Vendosoft GmbH

Enormes Einsparpotenzial
IT-Konsolidierung am Beispiel Windows 7

(BS/Angelika Mühleck*) Zum 14. Januar 2020 hat Microsoft den Support für das Betriebssystem Windows 7 
eingestellt. Der Termin war lange bekannt. Dennoch wurden in der öffentlichen Verwaltung bei Bund, Ländern 
und Kommunen zahlreiche Computer nicht rechtzeitig auf die neuere Version Windows 10 umgestellt. Allein 
im Bundesinnenministerium sollen noch etwa 33.000 PCs unter Windows 7 laufen. 

Die Digitalisierung stellt Behör-
den vor Herausforderungen. Sie 
müssen ihre Prozesse moderni-
sieren und komfortable, digitale 
Angebote für die Bürger schaffen 
– und das bei ohnehin meist an-
gespannten IT-Budgets. Gerade 
gebrauchte Software-Lizenzen 
bieten eine gute Möglichkeit, 
clever zu sparen. Denn Stan-
dardsoftware wie das Microsoft 
Office-Paket ist auf dem Sekun-
därmarkt zwischen 20 und 50 
Prozent günstiger. Wenn man 
sich für eine Vorgängerversion 
entscheidet, sind sogar noch grö-
ßere Einsparungen möglich. Das 
kann aus vielerlei Gründen eine 
attraktive Option sein. 
Oft reicht der Funktionsumfang 
eines Office 2016 zum Beispiel 
völlig aus. Und manchmal be-
nötigen Behörden sogar gezielt 
eine ältere Version, damit sie 
mit bestehenden Fachanwen-
dungen kompatibel ist. Auf dem 
Gebrauchtmarkt können sie ge-
nau die Software erwerben, die 
ihrem Bedarf entspricht – so, 
wie es auch das Vergaberecht 
vorschreibt. Im Gegensatz dazu 
ist direkt beim Hersteller nur die 
jeweils aktuelle Version erhält-
lich. Diese lässt sich zwar auf die 
gewünschte Version downgraden 
– das bedeutet in diesem Fall 
jedoch: Man bezahlt für Funk-
tionen, die man gar nicht nutzt.
Clevere IT-Verantwortliche 

prüfen zudem, ob sie Lizenzen 
im Haus haben, die sie nicht 
mehr benötigen. Häufig bleiben 
nach einer Cloud-Migration zum 
Beispiel On-Premises-Versionen 
ungenutzt liegen. Sie lassen sich 
meist noch lohnenswert verkau-
fen. Das spült wieder Geld in 
die Kasse, das dann für Digita-
lisierungsprojekte zur Verfügung 
steht. 

Der An- und Verkauf von Ge-
brauchtsoftware ist bereits seit 
vielen Jahren vollkommen legal. 
Das regelt der sogenannte Er-
schöpfungsgrundsatz des Urhe-
berrechtsgesetzes. 

Erschöpfungsgrundsatz regelt 
Gebrauchtsoftware-Handel

Ihm zufolge hat sich das allei-
nige Verbreitungsrecht des Her-
stellers erschöpft, wenn er eine 
Lizenz bereits einmal verkauft 
hat. Damit der neue Eigentü-
mer die Software weiterverkaufen 
darf, müssen allerdings folgende 
Voraussetzungen erfüllt sein: 
Die Lizenz wurde ursprünglich 

mit Zustimmung des Herstel-
lers im Gebiet der Europäischen 
Union oder eines anderen Ver-
tragsstaats des europäischen 
Wirtschaftsraums in den Handel 
gebracht. Der Erst-Käufer hat 
dafür ein Entgelt gezahlt, das es 
dem Rechteinhaber ermöglicht, 
eine angemessene Vergütung zu 
erzielen (ausreichend ist die Mög-
lichkeit des Lizenzgebers hierzu). 
Außerdem muss der Erst-Käufer 
berechtigt gewesen sein, die Soft-
ware sowie etwaige Verbesse-
rungen und Aktualisierungen 
unbefristet zu nutzen. Nach 
dem Verkauf darf er sie nicht 
weiterhin einsetzen und muss 
eventuelle Kopien unbrauchbar 
machen. 

Die Lizenzbe-
stimmungen der 
Hersteller sind 
komplex. Hin-
zu kommen ver-
schachtelte Li-
zenzketten, die 
teils langjährige 
Historien aufwei-
sen und dadurch 
eine Prüfung der 
rechtlichen Vorga-

ben erschweren. Welche Lizenz 
vor Jahren die Grundlage für 
die heutigen Verträge war, ist 
aufgrund von Mengenkonvertie-
rungen oder aufgelösten Bundles 
teils nur durch jahrelange Erfah-
rung und mit den richtigen Tools 
einwandfrei zu identifizieren. 

Sicheres Navigieren durch 
den Lizenzdschungel

Deshalb empfiehlt es sich, mit 
einem etablierten, fachkundi-
gen Händler mit Erfahrung im 
Behördenumfeld zusammenzu-
arbeiten. Er wickelt sowohl den 
An- als auch den Verkauf von 
Gebrauchtsoftware rechtsicher 
ab. Dazu nutzt er beispielsweise 
ein modernes Warenwirtschafts-
system, mit dem er die vollstän-
dige Rechtekette rund um den 
Software-Transfer sauber doku-
mentiert. Ein besonders kunden-
orientierter Anbieter übernimmt 
darüber hinaus die volle Verant-
wortung für die Lizenzen, die er 
handelt, indem er beispielsweise 
Haftungsfreistellung, eine Ver-
mögensschadenhaftpflicht und 
vorgangsbezogene Testate von 
Wirtschaftsprüfern bietet. So 
können Behörden mit gebrauch-
ter Software Geld sparen und 
Digitalisierungsprojekte voran-
treiben, ohne dass sie sich über 
rechtliche Fallstricke Gedanken 
machen müssen. 

Gebrauchtsoftware liegt weiter im Trend
Fachkundige Händler wickeln An- und Verkauf rechtssicher ab 

(BS/Andreas E. Thyen) Viele Behörden setzen bereits auf Gebrauchtsoftware. Zurecht, denn damit können 
sie ihren Bedarf passgenau decken und sparen im Vergleich zum Neukauf bis zu 50 Prozent und mehr. Ein 
noch größerer Kostenvorteil ist drin, wenn sie sich für eine Vorgängerversion entscheiden. Auf der anderen 
Seite können Behörden auch nicht mehr benötigte Lizenzen verkaufen und ihr IT-Budget zusätzlich entlasten. 
Um An- und Verkäufe unkompliziert und rechtssicher abzuwickeln, empfiehlt es sich, mit einem etablierten, 
fachkundigen Händler zusammenzuarbeiten.

Andreas E. Thyen ist Präsi-
dent des Verwaltungsrats der 
LizenzDirekt AG.
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